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1 Hintergrund und Relevanz des Themas  

Die Bevölkerung in deutschen Großstädten steigt weiterhin stark an (STATISTISCHES 

BUNDESAMT, 2019). Die Reurbanisierung bringt vor allem für die Ballungsräume Her-

ausforderungen mit sich (SIEDENTOP, 2018: 382). Im Hinblick auf eine nachhaltige 

Stadtentwicklung wird versucht, sich den Herausforderungen mit dem Leitbild der 

nutzungsgemischten Stadt der kurzen Wege zu stellen (FICKERT U. FIESELER et al., 

2019: 790, Rn 1). Die Leipzig Charta zur nachhaltigen europäischen Stadt rückt die-

sen Ansatz ebenfalls in den Fokus der Stadtplanung. Laut dieser ist eine kompakte 

Siedlungsstruktur „eine wichtige Grundlage für die effiziente und nachhaltige Nut-

zung von Ressourcen (…)“ (BUNDESMINISTERIUM FÜR UMWELT, NATURSCHUTZ, BAU 

UND REAKTORSICHERHEIT, 2007: 4). Im Zuge dessen wurde 2017 auch das Städte-

baurecht novelliert. Die Baunutzungsverordnung (BauNVO) wurde um den  §6a „Ur-

bane Gebiete“ erweitert (FICKERT U. FIESELER et al., 2019).  

Das „Urbane Gebiet“ gilt nun als Instrument, welches die Kommunen nutzen können, 

um die nutzungsgemischte Stadt der kurzen Wege zu realisieren (SCHINK, 2017: 

178). Der neue Gebietstyp soll mehr Flexibilität hinsichtlich des Immissionsschutz-

rechts bieten, sodass die gebaute Nutzungsmischung einfacher umzusetzen ist (FI-

CKERT U. FIESELER et. al., 2019: 792, Rn 4.1). Zudem spielt bei der Einführung des 

Urbanen Gebiets die Reduzierung der Flächeninanspruchnahme eine Rolle (FICKERT 

U. FIESELER et al., 2019: 792, Rn 4). Bereits in den Städtebaurechtsnovellen von 

2007 und 2013 wurde der Vorrang der Innenentwicklung festgelegt, um der Flächen-

inanspruchnahme entgegenzuwirken (FICKERT U. FIESELER et al., 2019: 791, Rn 4). 

Momentan liegt der Flächenverbrauch in Deutschland bei 70ha/Tag (WALTER, 2019: 

30). Die Einführung von §6a BauNVO soll dabei helfen den Flächenverbrauch zu 

reduzieren (FICKERT U. FIESELER et. al., 2019: 791, Rn 4). Damit trägt die Einführung 

des Urbanen Gebiets auch zur Nachhaltigkeitsstrategie der Bundesregierung bei. 

 

2. Das Urbane Gebiet   

Seit 2016 gibt es die neue Gebietskategorie. Vermerkt ist sie in der BauNVO unter 

§6a „Urbane Gebiete“. Die Kurzform der Kategorie ist „MU“. Sie gehört daher zu den 

Mischgebieten. Im Gegensatz zu §6 „Mischgebiete“ weist sie jedoch einige Unter-

schiede auf, die die Planung hinsichtlich einer Nutzungsmischung flexibler machen. 
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Nach §6a Abs. 1 BauNVO dienen Urbane Gebiete „(…) dem Wohnen sowie der Un-

terbringung von Gewerbebetrieben und sozialen, kulturellen und anderen Einrich-

tungen, die die Wohnnutzung nicht wesentlich stören“ (§6a Abs. 1 BauNVO). In die-

sem Gebiet sind demnach Wohngebäude, Geschäfts- und Bürogebäude, Einzelhan-

delsbetriebe, Schank- und Speisewirtschaften, Betriebe des Beherbergungsgewer-

bes, sonstige Gewerbebetriebe und Anlagen für Verwaltungen sowie für kirchliche, 

kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke zulässig (§6a Abs. 2 

BauNVO).  

Eine Besonderheit des Gebietes liegt darin, dass die Nutzung nicht gleichgewichtig 

sein muss, wie es bei dem in der BauNVO vermerkten §6 „Mischgebiet“ ist. Außer-

dem lässt sich in Urbanen Gebieten dichter bauen, da die Geschossflächenzahl 

(GFZ), sowie die Grundflächenzahl (GRZ) erhöht wurden. Ebenso wurden die Im-

missionsrichtwerte hochgesetzt. Dadurch wird die Ansiedlung von Gewerbebetrieben 

erleichtert (HELLRIEGEL, 2017: 5ff.). 

Neben dem Potential, dichter bauen zu können sowie Wohnnutzung in Innenstadtla-

gen zu erleichtern, müssen sich Planer auch neuen immissionsschutzrechtlichen 

Herausforderungen stellen. Kritiker bemängeln das Erhöhen der Lärmrichtwerte. 

Man befürchtet eine zu starke Minderung der Wohnqualität und Lärmkonflikte. Für 

Kommunen ist der neue Gebietstyp jedoch von Vorteil, da er ihnen mehr Flexibilität 

in der Planung von Wohnraum einräumt (HELLRIEGEL, 2017: 8). 

 

3. Zielsetzung der Arbeit und Fragestellungen 

Das Urbane Gebiet ist eine neue Baugebietskategorie, welche sich insbesondere auf 

Nutzungsmischung fokussiert (FICKERT U. FIESELER et al., 2019: 790, Rn 1). In wel-

cher Form das Urbane Gebiet eine solche Nutzungsmischung ermöglicht und damit 

eine nachhaltige Stadtentwicklung fördert, soll in dieser Arbeit erforscht werden. Es 

ergibt sich folgende Forschungsfrage:  

Inwieweit können „Urbane Gebiete“ die Nutzungsmischung in Quartieren för-

dern und so eine nachhaltige Stadtentwicklung unterstützen? 

 

Die zentrale Forschungsfrage lässt sich über die Klärung weiterer Fragen beantwor-

ten:  
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 1. Welche Potentiale bietet das Urbane Gebiet in Bezug auf eine nachhaltige 

Stadtentwicklung? 

 2. Wodurch grenzt sich das Urbane Gebiet zu anderen Baugebietstypen ab? 

Welche Vorteile bietet es hinsichtlich des Leitbildes der nutzungsgemischten 

Stadt? 

 3. Wie nutzen Kommunen das neue Instrument? Welchen Herausforderungen 

müssen sie sich stellen?  

 

4. Methodik 

Um die oben aufgeführten Leitfragen zu beantworten, soll das methodische Vorge-

hen der Arbeit qualitativ angelegt sein.  

Als Basis dienen dabei wissenschaftliche Literatur und ausgewählte Fachartikel. Das 

Baugesetzbuch inklusive Baunutzungsverordnung wird ebenfalls als Grundlage not-

wendig sein, um die Thematik umfassend beleuchten und diskutieren zu können. 

Zudem ist ein Experteninterview mit dem Abteilungsleiter für Planungsrecht vom 

Stadtplanungsamt Bonn geplant. Mit Hilfe eines vorher angefertigten Leitfadens soll 

das Interview einen Einblick in den Umgang der Stadt mit dem neuen Instrument 

geben. Es besteht Offenheit für weitere Interviews. Denkbar wären Interviewpartner, 

die auf andere Weise als die Stadt an Projekten beteiligt sind, wie beispielsweise 

Investoren oder Bewohnerinitiativen.  

Zum Schluss findet die Auswertung der Daten mit einer qualitativen Inhaltsanalyse 

statt.  
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